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Stiftung Sozialwerk St. Georg 

 

Satzung 

 

(vom 18. Dezember 2001 in der Fassung vom 30.01.2026) 

 

 

Präambel 

 

Das Sozialwerk St. Georg e.V. mit Sitz in Gelsenkirchen (nachfolgend auch kurz „Sozialwerk St. 

Georg“) versteht sich als eine soziale Einrichtung, die hilfsbedürftigen Menschen im Sinne der Sozi-

algesetze und des § 53 der Abgabenordnung (AO) die erforderliche Hilfe, Betreuung und Pflege in 

allen Lebenslagen bietet. Das Sozialwerk St. Georg leistet gemeinsam mit seinen Tochter- und Be-

teiligungsgesellschaften diese Hilfe insbesondere durch offene, ambulante, teilstationäre und stati-

onäre Einrichtungen und Dienste für Menschen mit Behinderung, Erkrankungen und Pflegebedürf-

tigkeit. Es stellt dafür Wohn- und Arbeitsstätten zur Verfügung. Es entwickelt, überprüft und verbrei-

tet fortschrittliche Konzepte für Hilfe, Betreuung und Pflege und sucht entsprechende Kooperatio-

nen. 

 

Das besondere Anliegen des Sozialwerks St. Georg e.V. als Stifter besteht darin, mit der Errichtung 

der „Stiftung Sozialwerk St. Georg“ die vielfältigen sozialen und mildtätigen Aufgaben des Sozial-

werks St. Georg und der mit ihm verbundenen Gesellschaften und Einrichtungen zu unterstützen 

und langfristig finanziell abzusichern. Damit soll eine höhere Kontinuität und Planungssicherheit für 

die Verwirklichung der gemeinnützigen Zwecke erreicht werden. 

 

Die Stiftung orientiert sich am christlichen Verständnis des Menschseins. Diese Orientierung bildet 

die Grundlage für die Tätigkeit der Stiftung und ist zu wahren.  
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Im Sinne einer gemeinschaftlichen Gesamtverantwortung aller gesellschaftlicher Gruppen für die 

Verfolgung gemeinwohlorientierter Ziele und Aufgaben ruft die Stiftung auch Bürgerinnen und Bür-

ger, Unternehmen, Initiativen und sonstige private, staatliche und kirchliche Institutionen und Orga-

nisationen auf, sich an der Arbeit der Stiftung zu beteiligen, um dadurch die Zwecke des Sozialwerks 

St. Georg zu fördern und zu unterstützen. Die Stiftung setzt sich insbesondere dafür ein, zusätzliches 

stifterisches Engagement - sei es durch Zustiftungen, sonstige Zuwendungen oder die Gründung 

unselbständiger Stiftungen zu initiieren und zu bündeln. Sie bietet dazu auch die treuhänderische 

Verwaltung von unselbständigen Stiftungen an, die ebenfalls gemeinnützige und/oder mildtätige 

Zwecke innerhalb des Zweckrahmens der Stiftung Sozialwerk St. Georg verfolgen. 

 

 

 

Name, Rechtsform, Sitz der Stiftung 

 

1. Die Stiftung führt den Namen „Stiftung Sozialwerk St. Georg“. 

 

2. Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts im Sinne von § 80 Abs. 1 BGB mit 

Sitz in Gelsenkirchen. 

 

 

 

Zweck der Stiftung 

 

1. Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (AO). 

 

2. Zweck der Stiftung ist die Förderung der Hilfe für Menschen mit Behinderung (heute: „Einglie-

derungshilfe“), der Altenhilfe, der Kinder- und Jugendhilfe, der Erziehung, der Volks- und Be-

rufsbildung, der Hilfe für Flüchtlinge und des Wohlfahrtswesens, die Förderung wohnungsge-

meinnütziger Zwecke sowie die selbstlose Unterstützung hilfsbedürftiger Personen, die infolge 

ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustands oder aufgrund ihrer finanziellen Ver-

hältnisse auf die Hilfe anderer angewiesen sind. 
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3. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Zuwendung von Mitteln gemäß 

§ 58 Nr. 1 AO an andere steuerbegünstigte Körperschaften, in erster Linie an das Sozialwerk 

St. Georg e.V. und an die zum Gesamtunternehmen „Sozialwerk St. Georg“ gehörenden steu-

erbegünstigten Körperschaften, zur Förderung der in vorstehender Ziffer 2 genannten steuer-

begünstigten Zwecke.  

 

Zum Zwecke der Zuwendung von Mitteln darf die Stiftung auch selbst Veranstaltungen durch-

führen, die der integrierenden Zusammenführung von Menschen mit Behinderung und öffent-

lichem Publikum und damit der Inklusion dienen, wie auch entsprechende Veranstaltungen 

anderer gemeinnütziger oder öffentlich-rechtlicher Träger oder Einrichtungen unterstützen und 

fördern. Neben der Inklusion von Menschen mit Behinderung kann ebenfalls der in vorstehen-

der Ziffer 2 genannte Personenkreis (insbesondere Menschen mit Assistenzbedarf) sowie die 

Integration hilfsbedürftiger Flüchtlinge gefördert werden. 

 

Auch darf die Stiftung im Rahmen ihrer Zwecke einzelne soziale Projekte von Städten und 

Gemeinden, in denen das Sozialwerk St. Georg selbst eigene Einrichtungen unterhält, für 

Menschen mit Behinderung oder Assistenzbedarf, unterstützen und fördern. 

 

4. Die Stiftung verwirklicht die in vorstehender Ziffer 2 genannten Zwecke auch im Rahmen eines 

planmäßigen Zusammenwirkens mit weiteren steuerbegünstigten Körperschaften, die die Vo-

raussetzungen der §§ 51 bis 68 AO erfüllen und die in Ziffer 2 genannten steuerbegünstigten 

Zwecke verfolgen, insbesondere mit den zum Gesamtunternehmen „Sozialwerk St. Georg“ 

gehörenden steuerbegünstigten Körperschaften, durch das Erbringen oder die Inanspruch-

nahme von Lieferungen und Leistungen aller Art sowie durch Nutzungsüberlassungen.  

 
Zu den erbrachten bzw. zu den in Anspruch genommenen Leistungen gehören Management- 

und Verwaltungsdienstleistungen (wie z.B. die Finanzbuchhaltung, Planungs- und Controlling-

leistungen, Leistungen der Personalbuchhaltung und -verwaltung, kaufmännisches und tech-

nisches Facility-Management und Immobilienverwaltung, zentrale Beschaffung und IT- Dienst-

leistungen, Hauswirtschaftsdienste, Fahr- und Transportdienste) sowie das Fundraising und 

die Öffentlichkeitsarbeit.  

 

5. Die Stiftung ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
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6. Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Der 

Stifter und seine Rechtsnachfolger erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung. Zu-

wendungen gemäß § 58 Nr. 1 AO im Rahmen der Satzungszwecke bleiben davon unberührt. 

 

7. Die Stiftung ist unter Beachtung der Vorschriften der Abgabenordnung für steuerbegünstigte 

Körperschaften zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die der Erreichung oder För-

derung des Stiftungszwecks dienen. Auch darf sie Gesellschaften und Einrichtungen gründen, 

übernehmen oder sich an bereits bestehenden Gesellschaften beteiligen. Auch kann die Stif-

tung rechtlich unselbständige Stiftungen oder Stiftungsfonds treuhänderisch verwalten, die 

vergleichbaren steuerbegünstigten Zwecken dienen. Dabei sind die stiftungsaufsichtlichen 

Genehmigungsvorbehalte zu beachten. 

 

 

 

Erhaltung des Stiftungsvermögens 

 

1. Das Stiftungsvermögen besteht aus dem Grundstockvermögen und dem sonstigen Vermögen. 

Das der Stiftung zur dauernden und nachhaltigen Erfüllung ihres Stiftungszwecks zugewen-

dete Grundstockvermögen im Sinne des § 83b Abs. 2 Nr. 1 BGB ergibt sich aus dem Stiftungs-

geschäft. 

 

2. Das Grundstockvermögen ist in seinem Wert zu erhalten. Vermögensumschichtungen sind 

zulässig, soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt. Umschichtungsgewinne können 

ganz oder teilweise zur Erfüllung des Stiftungszwecks verwendet werden, wenn die Erhaltung 

des Grundstockvermögens gewährleistet ist.  

 

3. Dem Grundstockvermögen wachsen die Zuwendungen Dritter zu, die dazu bestimmt sind (Zu-

stiftungen). Über die Annahme von Zuwendungen entscheidet im Einzelfall das Kuratorium. 

Zuwendungen im Sinne des § 62 Abs. 3 AO sind dem Grundstockvermögen zuzuführen.  
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Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen 

 

1. Die Erträge des Grundstockvermögens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendungen sind 

im Rahmen der steuerrechtlichen Vorschriften zeitnah zur Erfüllung des Stiftungszwecks zu 

verwenden. 

 

2. Rücklagen können gebildet werden, soweit die Vorschriften des steuerlichen Gemeinnützig-

keitsrechts dies zulassen. 

 

3. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

 

 

Rechtsstellung der Begünstigten 

 

Den durch die Stiftung Begünstigten steht aufgrund dieser Satzung kein Rechtsanspruch auf weitere 

Leistungen der Stiftung zu. 

 

 

 

Organe und Gremien der Stiftung 

 

1. Organe der Stiftung sind das Kuratorium und der Vorstand sowie ggf. besondere Vertreter1 

gemäß § 84 Abs. 5 i. V. m. § 30 BGB.  

 

Zur Vernetzung der Stiftung sowie zur Beratung und Unterstützung der Arbeit der Stiftung und 

ihrer Organe können regionale Beiräte und/oder ein Stiftungsrat als Gremien gebildet werden.  

 

Das Mitglied eines Organs kann nicht zugleich einem anderen Organ der Stiftung angehören. 

 

  

 
1
 Sämtliche Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung verstehen sich – aus Gründen der 
besseren Lesbarkeit – sowohl in weiblicher, in männlicher als auch in diverser Form. 
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2. Die Mitglieder der Organe und Gremien sind verpflichtet, über Angelegenheiten, die ihrem 

Wesen nach vertraulich oder als solche ausdrücklich bezeichnet worden sind, dauernd, auch 

nach Ausscheiden aus dem Amt, Verschwiegenheit zu bewahren. Sie sind zur gewissenhaften 

und wirtschaftlichen Verwaltung des Stiftungsvermögens verpflichtet. 

 

 

 

Zusammensetzung des Kuratoriums 

 

1. Das Kuratorium besteht aus sieben bis elf Personen 

 

Folgende Kompetenzen sollen möglichst im Kuratorium vertreten sein:  

 

• wirtschaftliche/finanzielle Kompetenz 

• pädagogische/pflegerische Kompetenz 

• juristische/unternehmerische Kompetenz 

 

2. Die Mitglieder des Kuratoriums werden für eine individuelle Amtsperiode von vier Jahren vom 

amtierenden Kuratorium im Wege der Zuwahl gewählt. Mehrfache Wiederwahl ist zulässig. 

Gewählt werden kann nur, wer zum Zeitpunkt der Wahl das 75. Lebensjahr noch nicht vollen-

det hat. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, kann für die restliche Amtszeit 

des Ausgeschiedenen eine Nachwahl erfolgen. Sinkt durch das Ausscheiden eines Mitglieds 

die Anzahl der Kuratoriumsmitglieder unter sieben, haben die verbliebenen Kuratoriumsmit-

glieder unverzüglich eine Nachwahl durchzuführen.  

 

Für Zusammensetzung und Amtsdauer des ersten Kuratoriums nach Inkrafttreten dieser Sat-

zungsänderung gilt die Übergangsregelung in § 18 Ziffer 1 dieser Satzung. 

 

3. Dem Kuratorium dürfen keine Personen angehören, die in einem Dienst- oder Beschäftigungs-

verhältnis zur Stiftung, zum Sozialwerk St. Georg oder zu einer Einrichtung oder Körperschaft 

stehen, an der die Stiftung unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist oder die von der Stiftung oder 

dem Sozialwerk St. Georg betrieben oder verwaltet wird. Verträge zwischen der Stiftung und 

einzelnen Kuratoriumsmitgliedern bedürfen der Zustimmung des Kuratoriums. 
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4. Die Mitgliedschaft im Kuratorium endet im Falle der nicht erneuten Wiederwahl mit Ablauf der 

Amtsperiode, durch Tod, durch die jederzeit zulässige Niederlegung des Amtes (Rücktritt), 

oder durch Abberufung. Der Rücktritt vom Amt ist gegenüber dem Vorsitzenden des Kuratori-

ums oder einem der stellvertretenden Vorsitzenden zu erklären.  

 

Kuratoriumsmitglieder können aus wichtigem Grund abberufen werden. Vor der Abberufung 

ist dem betroffenen Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Bei der Abstimmung 

über die Abberufung ist das betroffene Kuratoriumsmitglied nicht stimmberechtigt. 

 

Besteht über die Abberufung aus wichtigem Grund Streit, ruht die Amtsstellung des betroffe-

nen Mitglieds, bis die Streitigkeit durch den gesetzlichen Richter rechtskräftig entschieden oder 

anderweitig beigelegt worden ist.  

 

5. Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte für die Dauer ihrer jeweiligen Amtsperiode einen Vor-

sitzenden und zwei stellvertretende Vorsitzende. Der Vorsitzende des Kuratoriums – bei des-

sen Verhinderung einer der beiden stellvertretenden Vorsitzenden – leitet die Sitzungen des 

Kuratoriums („Sitzungsleiter“). 

 
5. Die Mitglieder des Kuratoriums haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die Sorgfalt eines or-

dentlichen Beraters und Überwachers anzuwenden und sind dabei an den Stiftungszweck und 

die Bestimmungen dieser Satzung gebunden. Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn ein 

Kuratoriumsmitglied bei der Ausübung seiner Organpflichten unter Beachtung der gesetzli-

chen und satzungsgemäßen Vorgaben vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage 

angemessener Informationen zum Wohle der Stiftung zu handeln. 

 

6. Die Mitglieder des Kuratoriums haben keinerlei Ansprüche auf das Stiftungsvermögen. Sie 

versehen ihr Amt grundsätzlich ehrenamtlich. Auslagen, die den Mitgliedern des Kuratoriums 

zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben tatsächlich entstanden sind, werden in angemessenem Um-

fang erstattet.  

 

Die Kuratoriumsmitglieder können durch Beschluss des Kuratoriums für ihre Tätigkeit bzw. für 

die Teilnahme an den Sitzungen darüber hinaus ein Sitzungsgeld in angemessener Höhe er-

halten.  

 

 Die ehrenamtlich tätigen Mitglieder des Kuratoriums haften der Stiftung nur für Schäden, die 

durch grob fahrlässige oder vorsätzliche Pflichtverletzungen ihrerseits entstanden sind. 
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§ 8 

Aufgaben des Kuratoriums 

 

1. Das Kuratorium entscheidet über die Grundsätze der Stiftungsarbeit und berät und überwacht 

den Vorstand. 

 

2. Zu den Aufgaben des Kuratoriums gehören insbesondere: 

 

a) die Entscheidung über die Richtlinien der Fördertätigkeit; 

b) die Entscheidung über die Richtlinien der Vermögensverwaltung, 

c) die Entscheidung über die Annahme von Zustiftungen; 

d) die Berufung und Abberufung der Vorstandsmitglieder, 

e) die Geltendmachung von Ersatzansprüchen der Stiftung gegen Mitglieder des Vorstands; 

f) die Wahrnehmung der Gesellschafterrechte in Gesellschaften, an denen die Stiftung un-

mittelbar beteiligt ist, sofern das Kuratorium damit nicht einzelne bevollmächtigte Kurato-

riumsmitglieder oder den Vorstand beauftragt; 

g) die Genehmigung des jährlich vom Vorstand für das Folgejahr aufzustellenden Wirt-

schaftsplans, 

h) die Wahl und Beauftragung eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft als Abschlussprüfer auf Vorschlag des Vorstands; 

i) die Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands, die Feststellung des vom Ab-

schlussprüfer geprüften Jahresabschlusses sowie die Entlastung des Vorstands, 

j) die jährliche Beschlussfassung über die Verwendung der Erträge des Stiftungsvermö-

gens und der sonstigen Einkünfte der Stiftung aus Vorschlag des Vorstands; 

k) Beschlüsse über Zweckänderungen, sonstige Satzungsänderungen sowie die Auflösung 

oder den Zusammenschluss der Stiftung gemäß §§ 13 und 14 dieser Satzung, 

l) Erlass und Änderung der Geschäftsordnungen für das Kuratorium, den Vorstand und die 

Gremien der Stiftung. 

 

3. Gegenüber den Mitgliedern des Vorstands, insbesondere bei der Geltendmachung von Er-

satzansprüchen der Stiftung gegen Vorstandsmitglieder nach vorstehender Ziffer 2 lit. e) sowie 

bei der Erteilung des Prüfungsauftrags an den Abschlussprüfer nach vorstehender Ziffer 2 lit. 

h) wird die Stiftung ausnahmsweise durch das Kuratorium und dieses durch seinen Vorsitzen-

den – im Verhinderungsfall durch einen seiner Stellvertreter – vertreten. 
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4. Folgende Rechtsgeschäfte und Angelegenheiten bedürfen der Einwilligung des Kuratoriums: 

 

a) Erwerb, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken oder grundstücksgleichen 

Rechten; in der Geschäftsordnung für den Vorstand kann ein Verkehrswert oder eine 

Höhe festgelegt werden, ab der Grundstücksgeschäfte der Einwilligung des Kuratoriums 

bedürfen; 

b) Gründung und Auflösung von Gesellschaften, an denen die Stiftung beteiligt ist, sowie 

Erwerb und Veräußerung von Beteiligungen daran; gleiches gilt in Bezug auf Beteili-

gungsgesellschaften sinngemäß auch für alle Beschlüsse nach dem Umwandlungsge-

setz (UmwG),  

c) Kreditaufnahmen und Darlehensgewährungen ab einer in der Geschäftsordnung des 

Vorstands festzulegenden Höhe, soweit diese nicht bereits im genehmigten Wirtschafts-

plan enthalten sind; 

d) Übernahme von Bürgschaften, Abgabe von Garantieerklärungen oder vergleichbaren 

Kreditsicherheiten, soweit diese nicht bereits im Wirtschaftsplan enthalten sind; 

e) sonstige nach der Geschäftsordnung für den Vorstand zustimmungspflichtigen Rechts-

geschäfte. 

 

5. In Fällen besonderer Dringlichkeit kann der Vorstand Entscheidungen, die der Einwilligung des 

Kuratoriums bedürfen, im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Kuratoriums – im Falle 

seiner Verhinderung mit einem der beiden stellvertretenden Vorsitzenden – treffen. Die Mit-

glieder des Kuratoriums sind hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Die Entscheidung ist 

mit einer entsprechenden Begründung in der nächsten Kuratoriumssitzung zu erläutern und 

ins Protokoll der Sitzung aufzunehmen. 

 

6. Das Kuratorium kann auf Vorschlag des Vorstands für einen bestimmten Aufgaben- oder Ge-

schäftskreis einen oder mehrere besondere Vertreter im Sinne der §§ 84 Abs. 5, 30 BGB be-

stellen und abberufen. In dem Beschluss zur Bestellung ist auch festzulegen, ob der beson-

dere Vertreter die Stiftung in seinem Geschäftskreis allein oder nur zusammen mit einem Vor-

standsmitglied oder einem anderen besonderen Vertreter vertreten darf. Die Vertretungsmacht 

erstreckt sich im Zweifel auf alle Rechtsgeschäfte, die der zugewiesene Geschäftskreis ge-

wöhnlich mit sich bringt. 
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7. Das Kuratorium hat den Jahresabschluss durch den Abschlussprüfer prüfen zu lassen. Der 

Abschlussprüfer hat dem Kuratorium über das Ergebnis der Prüfung und seine Feststellungen 

zu berichten. Der geprüfte und vom Kuratorium festgestellte Jahresabschluss ist zusammen 

mit dem Prüfungsbericht des Abschlussprüfers der Stiftungsbehörde zu übersenden. 

 

8. Das Kuratorium kann sich eine Geschäftsordnung geben und Ausschüsse bilden. Die Aus-

schüsse können anlassbezogen oder auch dauerhaft gebildet werden. 

 

 

§ 9 

Zusammensetzung des Vorstands 

 

1. Der Vorstand besteht aus zwei oder drei Personen, die vom Kuratorium für eine individuelle 

Wahlperiode von fünf Jahren berufen werden. Mehrfache Wiederwahl ist zulässig. Spätestens 

ein Jahr vor Ablauf der Wahlperiode soll das Kuratorium über die mögliche Wiederwahl ent-

scheiden. Das Kuratorium bestellt ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des Vorstands.  

 

Bezüglich der Zusammensetzung und Amtsdauer des ersten Vorstands nach Inkrafttreten die-

ser Satzungsänderung gilt die Übergangsregelung in § 18 Ziffer 2. 

 

2. Die Vorstandsmitglieder können aus wichtigem Grund jederzeit vom Kuratorium abberufen 

werden.  

 

3. Nach Ablauf ihrer Wahlperiode führen die amtierenden Vorstandsmitglieder die Geschäfte bis 

zu ihrer Wiederwahl oder bis zur Amtsübernahme durch ein neues Vorstandsmitglied fort. 

Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, so wird seine Amtsnachfolger für eine neue 

Wahlperiode von fünf Jahren vom Kuratorium gewählt. 

 

4. Die Mitglieder des Vorstandes haben keinerlei Ansprüche auf das Stiftungsvermögen. Sie ver-

sehen ihr Amt grundsätzlich ehrenamtlich. Auslagen, die Mitgliedern des Vorstands durch die 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben tatsächlich entstanden sind, werden in angemessenem Umfang 

erstattet.  
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§ 10 

Rechte und Pflichten des Vorstands 

 

1. Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich gemäß § 84 Abs. 2 BGB. Er 

hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters.  

 

Die Stiftung wird vertreten jeweils durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam oder durch ein 

Vorstandsmitglied zusammen mit einem besonderen Vertreter, sofern das Kuratorium nicht 

einem oder mehreren Vorstandsmitgliedern Einzelvertretungsmacht erteilt. Beschlüsse zur 

Änderung der Vertretungsmacht sind der Stiftungsbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

 

2. Jedes Vorstandsmitglied ist partiell von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit für alle 

Rechtsgeschäfte mit anderen gemeinnützigen Organisationen, die zum Gesamtunternehmen 

Sozialwerk St. Georg gehören. Ferner kann jedes Vorstandsmitglied durch Beschluss des Ku-

ratoriums für ein einzelnes konkretes Rechtsgeschäft von den Beschränkungen des § 181 

BGB befreit werden. 

 
3. Der Vorstand führt die Geschäfte und verwaltet die Stiftung im Rahmen der Gesetze und die-

ser Satzung. Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere: 

 

a) die Verwaltung des Stiftungsvermögens einschließlich der Führung von Büchern und der 

Aufstellung des Jahresabschlusses, 

b) die Aufstellung eines Wirtschaftsplans, 

c) die Erstellung einer Strategieplanung für die Stiftung und das Gesamtunternehmen, 

d) die Abfassung des Jahresberichtes und die regelmäßige Berichterstattung an das Kura-

torium, 

e) die Umsetzung der vom Kuratorium gefassten Beschlüsse. 

 

4. Der Vorstand hat binnen der ersten sechs Monate eines jeden Jahres einen Jahresab-

schluss für das vergangene Geschäftsjahr nach den handelsrechtlichen Vorschriften aufzu-

stellen sowie einen Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks zu erstellen. Nach der 

Prüfung durch den Abschlussprüfer hat der Vorstand den Jahresabschluss unverzüglich dem 

Kuratorium zur Feststellung vorzulegen.  
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Die Prüfung durch den Abschlussprüfer und die Bescheinigung mit der Feststellung über das 

Ergebnis der Prüfung müssen sich auch auf die Einhaltung der Grundsätze ordnungsgemä-

ßer Buchführung, die ungeschmälerte Erhaltung des Grundstockvermögens und die bestim-

mungsgemäße Verwendung seiner Erträge erstrecken. 

 

5. Die weiteren Aufgaben des Vorstands, die genaue Aufgabenverteilung zwischen den Vor-

standsmitgliedern und die Beschlussfassung des Vorstands werden im Rahmen einer Ge-

schäftsordnung für den Vorstand geregelt. Dazu soll der Vorstand dem Kuratorium geeignete 

Vorschläge bzw. Entwürfe unterbreiten. 

 

 

§ 11 

Sitzungen und Beschlussfassung des Kuratoriums 

 

1. Kuratoriumssitzungen finden bei Bedarf, in der Regel viermal, mindestens jedoch zweimal pro 

Jahr statt.  

 
Die Beschlussfassung zu einzelnen Angelegenheiten kann ausnahmsweise auch (im sog. Um-

laufverfahren) schriftlich oder in Textform erfolgen, wenn diesem Verfahren nicht mindestens 

die Hälfte der Kuratoriumsmitglieder binnen einer Frist von vier Werktagen nach Versand der 

Beschlussvorlage widerspricht. Der Tag des Versands der Beschlussvorlage wird für die Be-

rechnung der Frist nicht mitgezählt. Das Ergebnis der Abstimmung ist in der nächsten Kurato-

riumssitzung nochmals bekannt zu geben und in die Niederschrift dieser Sitzung aufzuneh-

men.  

 

2. Der Vorsitzende des Kuratoriums – im Falle seiner Verhinderung einer der stellvertretenden 

Vorsitzenden – lädt die Mitglieder des Kuratoriums schriftlich oder in Textform mit einer Frist 

von mindestens sieben Werktagen unter Mitteilung der Tagesordnung, des Tagungsortes und 

der -zeit ein oder fordert sie zur schriftlichen Stellungnahme auf. Die Frist beginnt mit dem auf 

die Absendung der Einladung folgenden Tag. Der Tag der Sitzung wird für die Berechnung 

der Frist nicht mitgezählt. In Fällen besonderer Dringlichkeit kann die Ladungsfrist auf drei 

Werktage verkürzt werden. Die „besondere Dringlichkeit“ ist in der Einladung zu begründen.  
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3. Sitzungen des Kuratoriums können auch in digitaler Form (z. B. als Video- oder Webkonferenz 

oder als Hybridsitzung) durchgeführt werden. Über die Sitzungsform entscheidet der Vorsit-

zende des Kuratoriums – im Verhinderungsfall einer seiner Stellvertreter – nach seinem Er-

messen. Ein solches Verfahren ist nicht zulässig, wenn sich mindestens die Hälfte der Kura-

toriumsmitglieder binnen einer Frist von vier Werktagen nach Versand der Einladung gegen 

ein solches Verfahren ausspricht. Der Tag des Versands der Einladung wird für die Berech-

nung der Frist nicht mitgezählt. 

 
Ein Beschluss nach § 84b S. 1 BGB i. V. m. § 32 Abs. 2 S. 2 BGB ist nicht erforderlich. 

 

Für die Beschlussfähigkeit und die Beschlussfassung sowie für die Protokollierung gelten die 

vor- und nachstehenden Regelungen sinngemäß.  

 

Beschlüsse zu den §§ 13 und 14 können nicht im Rahmen eines Umlaufverfahrens oder auf 

elektronischem Wege bzw. in einer Hybridsitzung gefasst werden.  

 

4. Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Kuratoriumsmitglieder, da-

runter der Vorsitzende des Kuratoriums oder einer der stellvertretenden Vorsitzenden, anwe-

send ist bzw. an der Abstimmung teilnimmt. Das Kuratorium fasst seine Beschlüsse mit einfa-

cher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen der anwesenden bzw. der an der Sitzung 

oder dem Umlaufverfahren teilnehmenden Kuratoriumsmitglieder, soweit in dieser Satzung 

nichts anderes bestimmt ist. Stimmenthaltungen werden zur Feststellung der Mehrheit nicht 

mitgezählt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Sitzungsleiters den Ausschlag.  

 

5. Die Vorstandsmitglieder nehmen an den Kuratoriumssitzungen mit beratender Stimme teil, 

sofern das Kuratorium deren Teilnahme nicht im Einzelfall ausschließt. Der Vorsitzende des 

Kuratoriums – bei dessen Verhinderung einer der stellvertretenden Vorsitzenden – kann Gäste 

oder sachkundige Berater zu den Kuratoriumssitzungen einladen. 

 

6. Über die Sitzungen sind Niederschriften zu fertigen und von dem jeweiligen Sitzungsleiter so-

wie von dem Protokollführer zu unterzeichnen. Ebenso sind Beschlussfassungen, die im Wege 

schriftlicher Abstimmung erfolgten, schriftlich festzuhalten und zu protokollieren. Die unter-

zeichneten Protokolle sind den Kuratoriumsmitgliedern innerhalb von vier Wochen nach dem 

Sitzungstermin in Textform zuzusenden.  

 



 
 
 
20. Januar 2026 

14 
 

Das Protokoll gilt als genehmigt, wenn nicht binnen weiterer vier Wochen nach Versand Wi-

derspruch gegen die Richtigkeit des Protokolls schriftlich oder in Textform bei dem Sitzungs-

leiter oder dem Vorstand eingelegt wurde. Die Protokolle sind für die Dauer von zehn Jahren 

aufzubewahren. 

 

 

§ 12 

Gremien der Stiftung 

 

1. Zur Vernetzung der Stiftung und des Sozialwerks St. Georg sowie zur Beratung und Unter-

stützung der Arbeit der Stiftung und ihrer Organe können regionale Beiräte und/oder ein Stif-

tungsrat gebildet werden. Die Beiräte sowie der Stiftungsrat haben ausschließlich beratende 

Funktion. 

 

2. Näheres zu den Aufgaben, der Zusammensetzung und der Arbeitsweise der Beiräte sowie 

des Stiftungsrats werden vom Kuratorium in entsprechenden Geschäftsordnungen geregelt.  

 

 

§ 13 

Satzungsänderungen 

 

1. Die Zulässigkeit von Satzungsänderungen richtet sich grundsätzlich nach den gesetzlichen 

Vorschriften, sofern diese Satzung nichts anderes regelt. Satzungsänderungen sind darüber 

hinaus nur zulässig, wenn sie mit dem Stifterwillen vereinbar sind. Die satzungsmäßigen Vo-

raussetzungen der Steuerbegünstigung dürfen durch die Satzungsänderung nicht entfallen.  

 

2. Ändern sich die Verhältnisse derart, dass die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stif-

tungszwecks nicht mehr möglich ist, kann das Kuratorium der Stiftung einen anderen Zweck 

geben oder den Stiftungszweck erheblich beschränken.  

 
Der neue Zweck hat gemeinnützig und/oder mildtätig zu sein und dem derzeitigen Zweck ge-

mäß § 2 Ziffer 2 so nahe wie möglich zu kommen.  

 

3. Im Übrigen gelten die §§ 85 ff. BGB.  
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4. Der Beschluss über Satzungsänderungen bedarf einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln 

der Stimmen aller Kuratoriumsmitglieder.  

 

5. Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung der Bezirksregierung Münster als zuständi-

ger Stiftungsbehörde.  

 

 

§ 14 

Zu- und Zusammenlegung sowie Auflösung der Stiftung 

 

1. Das Kuratorium kann mit einer Dreiviertelmehrheit aller Kuratoriumsmitglieder die Zulegung 

zu einer anderen Stiftung, die Aufnahme einer anderen Stiftung im Wege der Zulegung sowie 

die Zusammenlegung mit einer oder mehreren anderen steuerbegünstigten Stiftungen be-

schließen, wenn der Stiftungszweck nicht mehr dauernd und nachhaltig erfüllt werden kann. 

Im Übrigen gelten §§ 86 ff. BGB. 

 

Bei der Zulegung der Stiftung zu, der Aufnahme einer anderen Stiftung im Weg der Zulegung 

sowie bei der Zusammenlegung der Stiftung mit einer anderen selbständigen Stiftung ist der 

erklärte oder – hilfsweise – der mutmaßliche Stifterwille zu beachten und so weit wie möglich 

zu erhalten.  

 

2. Ändern sich die Verhältnisse derart, dass die Erfüllung des Stiftungszwecks endgültig nicht 

mehr dauernd und nachhaltig möglich ist, so kann das Kuratorium mit einer Dreiviertelmehrheit 

aller Kuratoriumsmitglieder die Auflösung der Stiftung beschließen. Im Übrigen gelten die §§ 

87 ff. BGB.  

 

3. Beschlüsse nach den vorstehenden Ziffern 1 und 2 bedürfen der stiftungsbehördlichen Ge-

nehmigung durch die Bezirksregierung Münster. 
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§ 15 

Vermögensanfall 

 

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen der Stiftung an die Propsteipfarrei St. Urbanus Gelsenkirchen-Buer, Körperschaft des 

öffentlichen Rechts, als Rechtsnachfolgerin der katholischen Kirchengemeinde St. Barbara Buer-

Erle in Gelsenkirchen. Sollte auch die Propsteipfarrei St. Urbanus Gelsenkirchen-Buer im Zeitpunkt 

der Auflösung oder Aufhebung der Stiftung nicht mehr bestehen, fällt das Vermögen an deren 

Rechtsnachfolgerin. Die anfallberechtigte Körperschaft hat das ihr nach Abzug der Verbindlichkeiten 

zufallende Vermögen unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige und/oder mildtätige Zwecke 

im Sinne von § 2 Ziffer 2 zu verwenden. 

 

 

§ 16 

Stellung des Finanzamtes 

 

Unbeschadet der sich aus dem Stiftungsgesetz ergebenden Genehmigungspflichten sind Be-

schlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung der Stiftung dem zuständigen Finanz-

amt anzuzeigen. Bei Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung betreffen, ist zuvor die Ein-

willigung des Finanzamtes zur Steuerbegünstigung einzuholen. 

 

 

§ 17 

Stiftungsbehörde 

 

Stiftungsbehörde ist die Bezirksregierung in Münster, oberste Stiftungsbehörde ist das für allge-

meine Stiftungsangelegenheiten zuständige Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen. Die stif-

tungsrechtlichen Genehmigungs- und Aufsichtsbefugnisse sind zu beachten. 

 

Die Stiftungsbehörde ist auf Wunsch jederzeit über alle Angelegenheiten der Stiftung zu unterrich-

ten. Ihr ist unaufgefordert jährlich der geprüfte und vom Kuratorium festgestellte Jahresabschluss 

der Stiftung zusammen mit dem Prüfungsbericht spätestens innerhalb von neun Monaten nach Ab-

lauf des Geschäftsjahres zu übersenden. 
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§ 18 

Übergangsregelung  

 

1. Das Kuratorium besteht ab dem Inkrafttreten der Satzungsänderung – unbeschadet der Re-

gelung in § 7 – aus den im Zeitpunkt der Satzungsänderung amtierenden stimmberechtigten 

Mitgliedern des bisherigen Verwaltungsrats des Vereins „Sozialwerk St. Georg e. V.“. Die 

Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrats des Vereins „Sozialwerk St. Georg e. V.“ gilt 

insoweit fort.  

 

Neue Kuratoriumsmitglieder können nur hinzugewählt werden, sofern dadurch die Anzahl der 

Kuratoriumsmitglieder elf Personen nicht übersteigt.  

 

2. Der Vorstand besteht ab dem Inkrafttreten der Satzungsänderung – unbeschadet der Rege-

lung in § 9 – aus den amtierenden Vorstandsmitgliedern des Vereins „Sozialwerk St. Georg e. 

V.“ für die Dauer ihrer geltenden Amtszeit. 

 

 

§ 19 

Inkrafttreten 

 

Die Satzungsänderung tritt mit dem Tag des Zugangs der Genehmigung der Stiftungsbehörde beim 

Vorstand der Stiftung in Kraft. 

 

 

Gelsenkirchen, den 30.01.2026 

 

 

 


